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I/A 1 Bürger 1 vom 02.06.2023 

 

 

 

 

  

1 

2 

3 

4 

5 

6 



        
           Bebauungsplan Nr. V 39/I „Manfort – IPL-Kita“  Seite  4  

Stellungnahme der Verwaltung 

1. Die ÖPNV-Anbindung der Kita ist durch die Bushaltestelle Mauspfad an der 
Gustav-Heinemann-Straße gesichert. Die Haltestelle befindet sich in rund 500m 
Entfernung und ist somit fußläufig in 5 Minuten erreichbar. Insgesamt verkehren 
hier vier verschiedene Buslinien (212, 214, SB 21, SB 22), die das Plangebiet 
an Leverkusen-Mitte sowie benachbarte Stadtgebiete anschließen. Die Taktung 
der einzelnen Busse variiert je nach Buslinie und Wochentagen zwischen 20 
Minuten und stündlich.  

Nach der derzeit gültigen Stellplatzsatzung der Stadt Leverkusen (30.08.2021) 
sind der PKW-Stellplatzbedarf sowie die notwendige Anzahl von Fahrradstell-
plätzen abhängig von der Anzahl betreuter Kinder. Je 12 Kinder muss 1 PKW-
Stellplatz errichtet werden. Zudem muss ein Fahrradstellplatz pro 8 Kinder vor-
handen sein. 

Aus der voraussichtlichen Anzahl von 110 zu betreuenden Kindern, ergibt sich 
somit ein Bedarf von 10 Pkw-Stellplätzen und 14 Fahrradstellplätzen, die auf 
dem Grundstück nachzuweisen sind. Der Bebauungsplan sieht, nach dem im 
Rahmen der Bauleitplanung erstellten Hol- und Bringkonzept (BSV, 2023), zu-
sätzlich zu den notwendigen 10 Pkw-Stellplätzen die Errichtung von 3 weiteren 
(zzgl. einem Stellplatz für mobilitätseingeschränkte Personen) Stellplätzen vor. 
Die Planung berücksichtigt somit bereits mehr Stellplätze als durch die Stell-
platzsatzung gefordert. 

2. Eine Anfahrt der Kindertagesstätte über die Hans-Gerhard-Straße ist nicht mög-
lich. Im Bereich der Wendeanlage besteht ein Halteverbot. Zusätzlich ist, ent-
sprechend des Hol- und Bringkonzeptes (BSV, 2023) im südlich angrenzenden 
Wohngebiet eine Kurzparkzone vorgesehen. Diese soll an einer vergleichs-
weise unempfindlichen Stelle an der Kreuzung Alte Heide/Hemmelrather Weg 
eingerichtet werden.  

3. Es sind keine negativen Auswirkungen der durch die Kita ausgelösten Hol- und 
Bringverkehre gemäß Hol- und Bringkonzept (BSV 2023) auf das Verkehrsnetz 
und auch keine wesentlichen Mehrbelastungen der Bestandsstraßen nördlich 
der Gustav-Heinemann-Straße zu erwarten. Die Verkehrssicherheit des Fuß- 
und Radverkehres ist im Bestand gegeben und es besteht die Möglichkeit, un-
terschiedliche Wegeführungen zu nutzen. Zusätzlich ist die Zuwegung über den 
Mauspfad in das Wohngebiet nördlich der Gustav-Heinemann-Straße bereits 
verkehrsberuhigt (Tempo 30). 

4. Die mögliche Einrichtung einer verkehrsberuhigten Zone ab der Gustav-Heine-
mann Straße in nördliche Richtung sowie der Ausschluss der Wirtschaftsver-
kehre über den Hemmelrather Weg sind nicht Bestandteil dieses Bauleitplan-
verfahrens. 

5. Die Kita kann aus den anliegenden Stadtteilen wie Alkenrath durch die im Os-
ten des Plangebiets verlaufende Grünwegeverbindung sicher zu Fuß oder per 
Fahrrad erreicht werden. Das im Rahmen des Bauleitplanverfahrens erstellte 
Hol- und Bringkonzept (BSV, 2023) bestätigt eine sichere Verkehrssituation 
über das Wegenetz im Grünen aus dem Osten und Norden sowie durch das im 





 

 

 

I/B 2 Fachbereich 32: Umwelt - Untere Bodenschutzbehörde  
(UBB)/Altlasten vom 17.07.2023  

Stadt Leverkusen - Fachbereich Umwelt 

Quettinger Str. 220  

51381 Leverkusen 

 





 

 

I/B 3 Fachbereich 32: Umwelt - Untere Bodenschutzbehörde  
(UBB)/vorsorgender Bodenschutz vom 17.07.2023 

Stadt Leverkusen - Fachbereich Umwelt 

Quettinger Str. 220  

51381 Leverkusen  







 

 

 

I/B 5 PLEdoc GmbH vom 21.07.2023 

Pledoc GmbH 

Postfach 12 02 55 

45312 Essen 

 

 

 

Stellungnahme der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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Stellungnahme der Verwaltung 

1. Grundsätzlich ist geplant, das Niederschlagswasser auf dem Vorhabengrund-
stück zu versickern.  
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2. Eine Rigole für eine Zwischenspeicherung von Niederschlagswasser ist vorge-
sehen.  

3. Hinsichtlich der Möglichkeiten zur Versickerung von Niederschlagswasser auf 
dem Vorhabengrundstück und im Vorgriff auf den im Rahmen des Baugeneh-
migungsverfahrens erforderlichen Nachweis zum Überflutungsschutz gemäß 
DIN 1986-100 (für Grundstücke mit einer abflusswirksamen Fläche > 800m²) 
sind im Rahmen der Genehmigungsplanung vorgesehen. 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird gefolgt.
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Stellungnahme der Verwaltung 

Der Kampfmittelverdachtspunkt wird derzeit untersucht und die möglichen vorhande-
nen Kampfmittel geräumt. Es wurde ein entsprechender Hinweis in den Bebauungs-
plan aufgenommen. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird gefolgt.



 

 

I/C 8 Fachbereich 32: Umwelt - Untere Naturschutzbehörde  
vom 23.08.2023 

Stadt Leverkusen 

Fachbereich Umwelt 

Quettinger Str. 220  

51381 Leverkusen 

Das Artenschutzgutachten und die FFH-Vorprüfung kommen zu dem Ergebnis, dass 
unter Berücksichtigung der dort aufgeführten Vermeidungs- und Risikomanagement-
maßnahmen keine Verbotstatbestände nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) oder eine Betroffenheit für das FFH-Gebiet „Dhünn und Eifgenbach“ 
(Kennung: DE-4809-301) ausgelöst werden.  
Nach Prüfung von ASP und FFH-Vorprüfung gibt es aus Sicht der UNB einen mini-
malen Ergänzungsbedarf für die Vermeidungsmaßnahmen in Form einer verschärf-
ten Festsetzung zur Beleuchtung im B-Plan zum Schutz des FFH-Gebietes und einer 
dortigen Fledermausflugstraße, sowie der im B-Plan 115/I festgesetzten Ausgleichs-
flächen. Die im Folgenden aufgeführten Maßnahmen aus dem artenschutzrechtli-
chen Fachbeitrag, sowie die Ergänzungen der UNB, müssen in die Festsetzungen 
zum B-Plan V39/I übernommen werden und somit auch als Auflage für die spätere 
Baugenehmigung dienen: 
 

1. Die Baufeldfreimachung inkl. Rodungsarbeiten, Entfernen von Holzstapeln 
etc. muss im Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. eines Jahres, und somit außer-
halb der Vogelbrutzeit, stattfinden.  

2. Zur Vermeidung von Vogelschlag sind größere Glasfronten vogelgerecht aus-
zuführen. Maßnahmen zur Vermeidung von Vogelschlag an Glas, besonders 
an den gehölzexponierten Gebäudefassaden und großflächigen Glasfronten, 
sind zu prüfen und zu entwickeln. 
Daher sind in allen Bereichen Fenstergläser mit einem Außenreflexionsgrad 
von maximal 15 % zu verwenden. Bei der Verwendung transparenter oder 
spiegelnder flächiger Glaselemente (Absturzsicherungen, Fenster) sollte si-
chergestellt werden, dass diese für Vögel als Hindernis erkennbar sind, zumal 
Kollisionen von Vögeln mit Glasscheiben häufig auftreten und bei durchdach-
ter Bauweise diese Todesursache vermieden werden kann. Transparente o-
der spiegelnde Verglasungen können durch ein dezentes, von außen sichtba-
res Muster aus Streifen, Punkten oder Ornamenten auch im schnellen Flug 
wahrgenommen werden. 

3. Nächtliche Arbeiten bzw. Arbeiten in Dunkelheit mittels Ausleuchtung der Bau-
stelle sind im Sinne des Vorsorgeschutzes im Zeitraum von 01.03. bis 30.09. 
eines Jahres zu vermeiden. 

4. Die Beleuchtung des Plangebiets sollte möglichst geringgehalten werden.  
Die Außenbeleuchtung der Gebäude, Wege und Stellplätze ist so zu gestal-
ten, dass Lichtverschmutzung vermieden wird. Die nächtliche Beleuchtung 
muss grundsätzlich auf das notwendige Minimum beschränkt werden. Die 
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Strahlung soll präzise nur die zu beleuchtenden Bereiche erhellen, Abstrah-
lung in den Himmel und in die Landschaft ist unbedingt zu vermeiden. Zudem 
ist der Einsatz von artenschutzkonformen Leuchtmitteln (LED, mit der der 
Lichtfarbe Warmweiß oder Amber; Beleuchtungsstärke unter 2600K) notwen-
dig. Für eine Beleuchtung von Wegen und Stellplätzen ist generell eine halb-
hohe nach unten gerichtete Beleuchtung (Pollerleuchten) zu bevorzugen. Auf 
diese Weise kann die Störwirkung für lichtempfindliche Arten insbesondere 
auch in Bezug auf das nahegelegene FFH-Gebiet minimiert werden. 
 

Stellungnahme der Verwaltung 

1. Die Anregungen der Verschärfung der Festsetzungen hinsichtlich Vogel-
schlag werden im Rahmen des Durchführungsvertrages berücksichtigt und 
geregelt. 

2. Ein Hinweis zur Baufeldfreimachung im Zeitraum vom 1.10. bis zum 28.02. 
eines Jahres war bereits im Planentwurf unter dem Punkt 10. (Teil C – Hin-
weise) zu finden und somit Bestandteil des öffentlich ausgelegten Bebau-
ungsplans.  

3. Siehe Nummer 1 

4. Siehe Nummer 1 

5. Siehe Nummer 1 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Im Punkt Zwei wird der Stellungnahme gefolgt, den Punkten 1, 3-5 wird nicht gefolgt.



 

 

I/C 9 Fachbereich 32: Umwelt - Untere Wasserschutzbehörde  
vom 23.08.2023 

Stadt Leverkusen 

Fachbereich Umwelt 

Quettinger Str. 220  

51381 Leverkusen 

 
I. Schutzgutbezogene Informationen 
 
Der v.g. B-Plan V 39/ I soll zwecks der Korrektur und Neuregelung (Geländehöhe, 
Höhe baulicher Anlagen, Verkaufsfläche von Einzelhandelsbetrieben) aufgestellt und 
umgesetzt werden. 
 
Im Rahmen der Offenlage sind zur Prüfung und Beurteilung der relevanten Themen-
stellungen nachfolgende Unterlagen vorgelegt worden: 
 
Vorlagen Nr. 2023/2107 
Anlage 1/ 2 VB Plan 
Anlage 3 Textliche Festsetzung  
Anlage 4 Begründung 
Anlage 5 Artenschutzprüfung 
Anlage 6 FFH-Prüfung 
Anlage 7 Baugrundgutachten 
Anlage 8 Versickerungsgutachten 
Anlage 9 Hol-und Bringkonzept 
Anlage 10 Schallschutzuntersuchung 
 
Unter Berücksichtigung und Einhaltung der gesetzlichen und fachlichen Vorgaben 
bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht grundsätzlich keine Bedenken für die Rea-
lisierung dieses Vorhabens. 
 
II. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen 
 
BauGB 
BauNVO 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
Landeswassergesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (LWG) 
Wasserschutzgebietsverordnungen Hitdorf, Rheindorf oder Knipprather Wald (Lan-
genfeld/Monheim) bzw. Köln-Höhenhaus oder Werthkette (Currenta) 
Überschwemmungsgebietsverordnungen Rhein, Wupper oder Dhünn 
Deichschutzverordnung Rhein und Rückstaubereiche 
Erlass des MUNLV vom 26.05.2004 (Trennerlass) 
Erlass des MUNLV vom 18.05.2003 (Niederschlagswasserversickerung) sowie das 
DWA Merkblatt M153 (Handlungsempfehlung zum Umgang mit Regenwasser) 

1 
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III. Anregungen/Hinweise 
 
1. Grundwasser und Wasserschutzgebiet 
Der B-Planbereich befindet sich außerhalb von festgesetzten Trinkwasserschutzge-
bieten.  
Im Plangebiet befinden sich keine Grundwassermessstellen 
 
2. Oberflächengewässer und Hochwasserschutz 
Das B-Plangebiet liegt außerhalb festgesetzter Überschwemmungsgebiete und be-
findet 
Sich außerhalb des Hochwassergefahrenbereiches. 
 
3. Abwasserbehandlung und -ableitung  
Grundsätzlich ist die entwässerungstechnische Erschließung sicherzustellen. Hierfür 
ist insbesondere eine Übereinstimmung mit dem Abwasserbeseitigungs- und Nieder-
schlagswasserbeseitigungskonzept herzustellen.  
 
Für die Umsetzung des Bebauungsplanes sind nachfolgende Anregungen zu berück-
sichtigen und umzusetzen: 
 
Vor Baubeginn ist bei der Unteren Wasserbehörde ein vollständiger Antrag auf was-
serrechtliche Erlaubnis zur Niederschlagswasserversickerung einzureichen. Mit der 
Errichtung der Versickerungsanlage darf erst nach einem positiven Bescheid der Un-
teren Wasserbehörde begonnen werden. 
Zur Berechnung der Dimensionierung der Rigole nach DWA-A 138 wurden die Nie-
derschlagsspenden gem. KOSTRA-DWD-2010R (Rasterdatenfeld: 54010) verwen-
det. Dies waren zum Zeitpunkt der Erstellung des Versickerungsgutachtens die gülti-
gen Niederschlagsspenden. Seit Beginn des Jahres 2023 sind offiziell die Nieder-
schlagsspenden gem. KOSTRA-DWD-2020 gültig. Aus diesem Grund sind für die 
weitere Planung die Niederschlagsspenden gem. KOSTRA-DWD-2020 (Rasterda-
tenfeld: 138102) zu verwenden. 
Der Körper einer Kiesrigole ist mindestens seitlich sowie oberhalb mit einem Geotex-
til bzw. einem Filtervlies zu ummanteln. Bei der Verwendung von Kunststofffüllkör-
pern ist die Rigole allseitig mit einem Geotextil bzw. einem Filtervlies zu ummanteln. 
 
Weitere Anregungen werden nach jetzigem Kenntnisstand nicht vorgetragen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 

1. Keine Bedenken 

2. Die Themen Grundwasser und Wasserschutzgebiet sind in der Begründung 
(Teil B Umweltbelange) zum Bebauungsplan unter Schutzgut Wasser enthalten.  

3. Die Themen Oberflächenwasser und Hochwasserschutz sind in der Begrün-
dung (Teil B Umweltbelange) zum Bebauungsplan unter Schutzgut Wasser ent-
halten.  
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4. Es ist geplant, das Niederschlagswasser auf dem Vorhabengrundstück zu versi-
ckern. Hinsichtlich der Möglichkeiten zur Versickerung von Niederschlagswas-
ser auf dem Vorhabengrundstück und im Vorgriff auf den im Rahmen des Bau-
genehmigungsverfahrens erforderlichen Nachweis zum Überflutungsschutz ge-
mäß DIN 1986-100 (für Grundstücke mit einer abflusswirksamen Fläche > 
800m²) sind im Rahmen der Genehmigungsplanung vorgesehen. Im Rahmen 
der Erschließungsplanung wird die Abwasserbehandlung und -ableitung sicher-
gestellt.  

5. Im weiteren Planungsverlauf wird der unteren Wasserbehörde ein vollständiger 
Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis eingereicht. Zudem wird im weiteren Ver-
lauf der Planung die Niederschlagsspenden gem. KOSTRA-DWD-2020 ange-
wendet. Der Anregung eine Kiesrigole seitlich wie auch oberhalb mit einem Ge-
otextil bzw. einem Filtervlies zu ummanteln wird im Rahmen der Ausführungs-
planung bzw. im Durchführungsvertrag berücksichtigt und geregelt. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zu Kenntnis genommen.  
Den Punkten 4 und 5 der Stellungnahme wird gefolgt. 



 

 

I/C 10 Fachbereich 32: Umwelt - Untere Immissionsschutzbehörde  
vom 23.08.2023 

Stadt Leverkusen 

Fachbereich Umwelt 

Quettinger Str. 220  

51381 Leverkusen 

 
I. Schutzgutbezogenen Informationen 

 
Im Rahmen der Beteiligung sind zur Prüfung und Beurteilung der relevanten The-
menstellungen nachfolgende Unterlagen vorgelegt worden: 

 Vorlage Nr. 2023/2107 

 Anlage 1 - Vorhaben- und Erschließungsplan M 1:500, Stand 23.03.2023 

 Anlage 2 - B-Plan mit textlichen Festsetzungen M 1:500, Stand 06.04.2023 

 Anlage 3 - Textliche Festsetzungen 

 Anlage 4 - Begründung zur öffentlichen Auslegung, Stand März 2023 

 Anlage 5 - Artenschutzprüfung, Stand 21.11.2022 

 Anlage 6 - FFH-Vorprüfung, Stand 09.12.2022 

 Anlage 7 - Baugrundgutachten, Stand 01.06.2022 

 Anlage 8 - Hydrogeologisches Gutachten, Stand 29.06.2022 

 Anlage 9 - Hol- und Bringkonzept, 02.02.2023 

 Anlage 10 - Schalltechnische Untersuchung Peutz GmbH, Bericht Nr. F 9700-
1, Druckdatum 17.03.2023 

  
II. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen 
 
- Bundes-Immissionsschutzgesetz 
- Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) 
 
III. Anregungen/Hinweise 
 
Mit Konflikten in Bezug auf den anlagenbezogenen Immissionsschutz ist durch das 
Vorhaben weiterhin nicht zu rechnen. 
 

Stellungnahme der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 



 

 

I/C 11 Fachbereich 32: Umwelt - Sachgebiet Umweltvorsorge/  
Umweltplanung vom 23.08.2023 

Stadt Leverkusen 

Fachbereich Umwelt 

Quettinger Str. 220  

51381 Leverkusen 

 
I. Schutzgutbezogene Informationen  
 
Die lufthygienischen sowie klimatischen Rahmenbedingungen wurden in den vorlie-
genden Unterlagen hinreichend dargestellt. 
 
II. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen 
 
Die einschlägigen Regelungen der folgenden Gesetze und Verordnungen sind zu be-
rücksichtigen: 

 
Unter anderem: 

- Baugesetzbuch (BauGB) 
- Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
- Landesbauordnung NRW (BauO NRW) 
- Klimaschutzgesetz Nordrhein-Westfalen 
- Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
- 39. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (39. 

BImSchV) 
Weitere Vorgaben und Ziele in Leverkusen: 

- Luftreinhalteplan für das Stadtgebiet Leverkusen 
- Klimaanpassungskonzept für die Stadt Leverkusen  
- städtisches Leitbild Grün 
- Integriertes Klimaschutzkonzept Stadt Leverkusen 
- Ausrufung des Climate Emergency bzw. „Klimanotstand“ nach Ratsbeschluss 

vom 01.07.2019  
- Mitgliedschaft Klima-Bündnis (Europäische Kommunen in Partnerschaft mit in-

digenen Völkern - Für lokale Antworten auf den globalen Klimawandel) 
- Teilnahme am European Energy Award 
- Teilnahme am European Climate Adaptation Award 
- Klimabausteine 

 

III. Anregungen und Hinweise  
 
Die Berücksichtigung der in der vorangegangenen Fachbereichsbeteiligung einge-
brachten Anpassung der textlichen Festsetzungen bzgl. der Fassadenfarbe zur Re-
duzierung der thermischen Belastung im Plangebiet wird ausdrücklich begrüßt. Der 
gewählte Indikator sowie die Festsetzung für die Helligkeit der Fassadenflächen 

1 
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(„Helligkeitswert <40%“) ist allerdings nicht nachvollziehbar. Empfohlen wird (z.B. an-
gelehnt an die Festsetzungen im B-Planverfahren zum Postgelände) die Festsetzung 
eines Hellbezugswertes. Eine mögliche Festsetzung wäre demnach: Zulässig sind 
nur helle, abgetönte und aufeinander abgestimmte Farben mit einem Hellbezugswert 
> 60 %. 
Stellungnahme der Verwaltung 

1. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

2. Das Plangebiet befindet sich im Denkmalnahbereich des Denkmals „Hemmel-
rather Hof“. In Abstimmung mit dem Untere Denkmalbehörde wurde hinsichtlich 
der Fassadengestaltung ein Hellbezugswert von <40% festgelegt, um sich in 
die Gestaltung des gegenüberliegenden Hemmelrather Hofs einzufügen. Die 
Begrifflichkeit des Helligkeitswerts wird redaktionell mit dem Begriff Hellbezugs-
wert in den textlichen Festsetzungen ersetzt.  

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Dem Punkt 2 der Stellungnahme wird nicht gefolgt.



I/C 12 Fachbereich 32: Umwelt - Untere Abfallwirtschaftsbehörde 
           vom 23.08.2023 

Stadt Leverkusen 

Fachbereich Umwelt 

Quettinger Str. 220  

51381 Leverkusen 

I. Schutzgutbezogene Informationen

Ver- und Entsorgung 
Laut den vorliegenden Unterlagen sind bei der Planung Stellplatzflächen für Abfall-
sammelbehälter (Restmüll, Papier/Pappe, „gelber Sack“ sowie Bioabfälle) berück-
sichtigt worden.  

Laut Planzeichnung befindet sich der Standplatz nicht weiter als 15 m von der Sack-
gasse „Am Hemmelrather Hof“ (§ 18 der Satzung über die Abfallentsorgung in der 
Stadt Leverkusen - AES).  

II. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen

- § 17 KrWG
- § 47 KrWG
- §§ 5, 6 LKrWG
- VerpackG
- Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Leverkusen (AES)

III. Anregungen/Hinweise

Ver- und Entsorgung 

Da es sich um eine Sackgasse handelt ist sicherzustellen, dass ein Wenden des 
Müllfahrzeugs möglich ist. Für Müllfahrzeuge ist ein Durchmesser von mindestens 22 
Metern erforderlich. Wendekreise sind dann geeignet, wenn sie folgende Vorgaben 
einhalten: 

-einen Mindestdurchmesser von 22,00 m einschließlich der erforderlichen Freiräume
für die Fahrzeugüberhänge aufweisen und in der Wendekreismitte frei befahrbar sind
(keine Bäume, Büsche u. ä.).

-mindestens die Schleppkurven für die eingesetzten bzw. einzusetzenden Abfallsam-
melfahrzeuge berücksichtigen.

-in der Zufahrt eine Fahrbahnbreite von mindestens 5,50 m haben.
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-am Wendekreisrand frei von Hindernissen, wie Schaltschränken der Telekommuni-
kation oder Elektrizitätsversorgung, Lichtmasten und anderen festen baulichen Ein-
richtungen, sind. 
 
Diese Aspekte des Platzbedarfes und der Fahrzeugerreichbarkeit müssen bei der 
Planung beachtet werden. Ein Rückwärtsfahren der Müllfahrzeuge ist grundsätzlich 
zu vermeiden. Sofern kein ausreichender Platz für einen geeigneten Wendehammer 
vorhanden ist, könnte alternativ eine Verbindung zur Hans-Gerhard-Str. geschaffen 
werden, die mit Pollern für den Durchfahrtsverkehr gesperrt ist, vom Müllfahrzeug, 
Feuerwehr etc. aber genutzt werden kann.  
 
Entsorgung von Aushubmassen 
 
Die bisher vorgelegten Untersuchungen an den Böden reichen für eine solide Abfall-
deklaration und Abfalleinstufung der anfallenden und zu entsorgenden Aushubmas-
sen nicht aus. Daher sind ergänzende Untersuchungen durchzuführen. Das Untersu-
chungs-konzept ist mit der Unteren Abfallwirtschaftsbehörde im Vorfeld abzustim-
men. 
 
Die bisher durchgeführten Untersuchungen hatten zur Aufgabe Angaben zu den Bo-
den- und Grundwasserverhältnissen zu erhalten. 
Dazu wurden die Sondierungspunkte (Rammkernsondierungen) ohne zu wissen, ob 
diese zur späteren Ausführung kommt, nach der vorliegenden Konzeptstudie A aus-
gewählt. Aus diesen Rammkernsondierungen wurden dann ergänzend zu den o. g. 
Untersuchungszielen auch Proben für eine Abfalluntersuchung entnommen.  
Grundsätzlich handelt es sich bei Böden in situ nicht um Abfall, so dass bei Untersu-
chungen an Böden auch nicht ohne weiteres von Abfalluntersuchungen gesprochen 
werden kann, die sich für eine seriöse Entsorgungsdeklaration eignen. Als orientie-
rende d. h. Hinweis gebende Untersuchung kann diese Vorgehensweise jedoch ak-
zeptiert werden. So wurden bei diesen Untersuchungen bereits Auffüllungen mit An-
teilen von Ziegelschutt, Bauschutt, Asche, Kohle und Schlacke detektiert.  
 
Für eine konkrete Abfalldeklaration zur Abfallentsorgung sind jedoch weitergehende 
Beprobungen und Untersuchungen erforderlich.  
 

Stellungnahme der Verwaltung 

1. Die Wendeanlage der Straße „Am Hemmelrather Hof“ liegt außerhalb des hier 
vorliegenden Plangebiets und innerhalb des Geltungsbereichs des derzeit 
rechtsgültigen Bebauungsplans BP 115/I „Innovationspark Leverkusen“. Im 
Rahmen des Bauleitplanverfahrens des BP 115/I wurde die untere Abfallwirt-
schaftsbehörde beteiligt und die Wendeanlage ausreichend dimensioniert. Die 
Realisierung der im rechtsverbindlichen BP 115/I ausgewiesenen Verkehrsflä-
che wird kurzfristig durch NRW.Urban sichergestellt. 
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2. Im weiteren Planungsverlauf werden im Rahmen der Baurealisierung gezielt 
weitere Untersuchungen des Bodens für eine konkrete Abfalldeklaration zur Ab-
fallentsorgung durchgeführt und im Vorfeld mit der Unteren Abfallwirtschaftsbe-
hörde abgestimmt. Dies wird im Durchführungsvertrag geregelt. 

3. Im Rahmen der Bauausführung fällt Aushub an, der auch zur Wiederverfüllung 
unter später überbauten Flächen geeignet ist. Dazu sollen die die sandigen, kie-
sigen, steinigen von den schluffigen Bereichen des Aushubs separiert werden. 
Die schluffige Auffüllung und die Hochflutablagerungen können nur zur Gelän-
demodellierung verwendet werden. Weitere Untersuchungen werden im Rah-
men der Baurealisierung durchgeführt (siehe Nummer 2). 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird im Punkt 1 nicht und in den Punkten 2-3 gefolgt. 




